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Thema:   
 
 
Änderung der Abfallwirtschafts- und der Abfallgebührensatzung 
 
 
Der Städtische Abfallwirtschaftsbetrieb nimmt die Aufgaben wahr, die der Landeshauptstadt nach 
dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz zugewiesen sind. 
Nach dem Gesetz obliegt der Stadt die Entsorgung der privaten Haushalte, während die privaten 
Entsorgungsunternehmen für die Abfälle der übrigen Anfallstellen zuständig sind. 
 
Für Kleinanlieferer gelten auf den Wertstoffhöfen und der Deponie Annahmegebühren, die zum 
Teil deutlich unter den Gebühren für gewerbliche Großerzeuger von Abfällen liegen. 
Die Differenzen zu den betriebswirtschaftlich ermittelten Gebühren werden auf die Gesamtheit der 
Gebührenzahler für Rest- und Bioabfall umgelegt. 
 
Die IHK als Vertreterin der privaten Entsorgungsfirmen wandte sich mit dem in der Anlage befind-
lichen Schreiben an den Oberbürgermeister.  
In einem Gespräch von Vertretern der IHK beim Oberbürgermeister wurden die Auswirkungen der 
Satzungsänderungen auf die Recyclingwirtschaft der Stadt erörtert und die rechtliche Zulässigkeit 
klargestellt sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen diskutiert. 
 
Es wurde darauf hingewiesen, dass auf den Internetseiten der Stadt  Container, die für die Haushalte 
vorgesehen sind, auch Gewerbebetrieben angeboten werden. 
Dieser Fehler, der sich durch das Verlinken des Angebotes für Gewerbebetriebe mit der Gesamt-
übersicht über die Gebühren ergeben hat, wurde bereits korrigiert. 
 
Als weiteres Problem wurde geschildert, dass die Gebühren für den Containerabtransport für Bau-
stellenabfälle sowie Bau- und Abbruchholz sowie für Bauschutt und Erdaushub so niedrig seien, 
dass die missbräuchliche Nutzung durch große Abfallerzeuger vorprogrammiert sei. 
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Um dies zu vermeiden, wurden die folgenden Ziele formuliert: 
 
- Container über 2 m³ werden nur noch für Sperrmüll und Grünabfälle, nicht aber für  

Baustellenabfälle, Bau- und Abbruchholz sowie für Bauschutt und Erdaushub bereitgestellt. 
 

- Bei der Aufteilung der Kosten und bei der Bewertung der Dichte der genannten Abfallarten 
werden Änderungen vorgenommen. Es wird das Kostendeckungsprinzip auch für die kleinen 
Behälter von 1,3 und 2 m³ angewendet. 
Dies führt zu deutlichen Anhebungen der Containergebühren.  
Die Nachfrage nach diesen Containern ist allerdings gering. Für das ganze Jahr 2004 wird für 
die o. g. Abfallarten zusammen mit weniger als 250 Containern gerechnet. 
 

In dem Schreiben der IHK wird von der unzutreffenden Annahme ausgegangen, der Städtische Ab-
fallwirtschaftsbetrieb befände sich im Wettbewerb mit den Recycling-Unternehmen der Stadt. 
 
Die Aufgaben des Städtischen Abfallwirtschaftsbetriebes beschränken sich auf die hoheitlichen 
Aufgaben der Kommune, die ihr nach § 13 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz zugewiesen sind. 
Diese Zuweisung beinhaltet alle Abfälle zur Beseitigung und zur Verwertung aus privaten Haushal-
tungen.  
 
Insofern sind die Sorgen der Recycling-Unternehmen über wirtschaftliche Nachteile durch die   
Angebote der Stadt an die privaten Haushalte lediglich mittelbar begründet.  
Die bisherigen besonders günstigen Angebote für die Haushalte der Stadt könnten andere Abfaller-
zeuger dazu verleiten, diese missbräuchlich gewerblich zu nutzen. Dies wird durch die vorgelegte 
Abfallgebührensatzung vermieden. 
 
 
Durch die vorgelegten Änderungssatzungen wird der Einfluss, den das Angebot der Stadt auf das 
Preisgefüge privater Anbieter haben könnte auch dadurch vermieden, dass die für die gewerblichen 
Anfallstellen wichtigsten Container-Größen nicht mehr für Bauabfälle und Erdaushub angeboten 
werden. 
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